Ernst Ruben

21. September 1880 Berlin – 19. Januar 1944 Eberswalde

Familienstand: verheiratet, zwei Kinder

Konfession: jüdisch

Berufliche Stellung 1933: Landgerichtsdirektor, Vorsitzender am Landesarbeitsgericht

Ernst Ruben besuchte das Leibniz-Gymnasium in seiner Geburtsstadt Berlin.
 Nach dem Abitur studierte er ab 1899 Rechtswissenschaften, Politik, Geschichte und Sozialwissenschaften an den Universitäten Freiburg i. Br. und Berlin. Während des Studiums engagierte er sich in der Studentenpolitik. Im Jahr 1900 wirkte er bei der Gründung der Deutschen Freien Studentenschaft, dem Zusammenschluss der nichtkorporierten Studenten, mit und trat in das Präsidium des Verbands ein. Ebenso gab er eine unabhängige Hochschulzeitung heraus. Am 27. Juni 1902 schloss er das Jurastudium mit dem ersten Staatsexamen ab.
 Er erhielt die eher selten vergebene Prädikatsnote „gut“.
 Bereits zehn Tage später, am 7. Juli 1902, wurde er am Amtsgericht in Nauen, westlich nahe bei Berlin gelegen, für das Referendariat vereidigt. Die weiteren Ausbildungsstationen absolvierte er in Berlin. Während des Referendariats besuchte er weiterhin rechtswissenschaftliche und rechtshistorische Kurse an der Berliner Universität und befasste sich insbesondere mit Ethnologie und rechtsvergleichenden Themen. Für die ethnologischen Studien lernte er viele europäische Sprachen bis zum dem Grad, dass er Gesetze und Literatur im Original lesen konnte. Zum Spracherwerb pflegte er dabei auch viele Kontakte zu ausländischen Studierenden. Zugleich begann er im Nebenerwerb Bildungskurse zu leiten, u. a. als Lehrer für Staatsbürgerkunde bei den Akademischen Arbeiterkursen. Soweit es ihm seine knappe Zeit erlaubte, unternahm er auch Reisen in verschiedene Teile Deutschlands und nach England, Holland, Dänemark und Schweden. In Schweden knüpfte er enge Kontakte zu der Schriftstellerin Selma Lagerlöf, deren Werke er ins Deutsche übersetzte. Im Juni 1907 legte Ernst Ruben das zweite Staatsexamen ab. Danach wurde er als Gerichtsassessor zum Hilfsrichter am Landgericht I in Berlin ernannt. Dort bearbeitete er vor allem Jugendfürsorgesachen, war aber auch mit Beschlusssachen auf dem Gebiet des Adels- und Stiftungsrechts und mit Fragen des Gerichtskostenwesens befasst und zeitweise Beisitzer in einer arbeitsrechtlichen Spezialkammer. Neben diesen Tätigkeiten als Gerichtsassessor arbeitete er weiterhin rechtshistorisch und rechtsvergleichend zu Aspekten der Geschichte des Erbrechts und publizierte und hielt Vorträge zu diesen Themen. Er erwarb sich einen Ruf als Fachmann und fertigte Gutachten in Fragen des Lehns- und des Fideikommissrechtes und über ausländisches Erbrecht an. 

Im April 1914 erhielt Ernst Ruben endlich eine feste Planstelle. Er wurde zum Landrichter am Landgericht in Essen ernannt. Auch dort beschränkte er sich nicht auf die Arbeit als Richter. Er setzte seine wissenschaftliche publizistische Tätigkeit fort und leitete Kurse an der Essener Volkshochschule. Von Sommer 1917 bis Oktober 1918 war er Untersuchungsrichter für Kriegswuchersachen. Dies war angesichts der schlechten Versorgungslage mit Lebensmitteln und anderen Gütern eine wichtige Stellung, die ihm auch öffentliche Angriffe einbrachte. Ernst Ruben begrüßte die Novemberrevolution und die Ausrufung der Republik. Er trat in die SPD ein und wurde für die gesellschaftliche Umwälzung aktiv. Von Januar bis April 1919 ließ er sich vom Justizdienst beurlauben und arbeitete als Volkskommissar für die Sozialisierung des Bergbaus im Ruhrgebiet. Die Sozialisierungsbewegung hatte aber keinen Erfolg. Die Reichsregierung lehnte die weitreichenden Beschlüsse der örtlichen Arbeiter- und Soldatenräte zur Kontrolle und Verstaatlichung ab.
 Ernst Ruben schrieb kurz nach den Ereignissen die Denkschrift „Geschichte der Essener Sozialisierungsbewegung“.

Mit der Tätigkeit als Volkskommissar hatte sich Ernst Ruben noch weiter öffentlich exponiert. Am Essener Landgericht, wo die große Mehrheit seiner Kollegen den Sturz der Monarchie kaum verwunden haben dürfte, und auch in konservativen Kreisen stieß sein Engagement für eine soziale Republik auf Unverständnis und Ablehnung. Um den offenen und versteckten Angriffen in Essen zu entgehen, bemühte sich Ernst Ruben um eine Versetzung nach Berlin und wandte sich direkt an den Preußischen Justizminister. Sein Gesuch war erfolgreich. Zum 1. Juni 1919 wurde er an das Landgericht I in Berlin versetzt. Bis zum Oktober 1920 arbeitete er wieder in der Berliner Justiz. Auch jetzt setzte er nebenamtlich seinen Einsatz in der Bildungsarbeit für breite Bevölkerungsschichten fort. Er gehörte dem Vorstand der Volkshochschule an und leitete selbst Kurse. Bei der Reichstagswahl 1920 kandidierte er in Berlin für die SPD, ohne einen Sitz zu erringen. 

Ab Oktober 1920 ließ sich Ernst Ruben erneut beurlauben. Er ging als Staatskommissar in den Freistaat Braunschweig, damals ein eigenständiger Bundesstaat des Deutschen Reiches, der von einer Koalition von SPD und USPD regiert wurde. Dort war er an der Ausarbeitung der Verfassung des Freistaats beteiligt und befasste sich mit den Rechtsstreitigkeiten zwischen der neuen Regierung und dem ehemals regierenden Haus der Welfen. Seine Auffassungen zur Entwicklung der neuen republikanischen Verfassung verbreitete er in kleineren Schriften.
 Ebenso äußerte er sich öffentlich über die bestenfalls nur halbherzige demokratische Umgestaltung von Verwaltung und Justiz. Einen Eindruck von seiner Position vermittelt eine Rede, die er im Juni 1921 in Chemnitz hielt und die in Zitaten in der Presse wiedergegeben wurde. Demnach sagte er u. a.: „Es ist heute nicht einmal den Ministern möglich, einen reaktionären Beamten zu beseitigen. Alle Gesetze bleiben tote Buchstaben, solange die Macht der Reaktion im Staate nicht gebrochen ist. Als kürzlich ein Arbeiter von einem Berliner Gericht wegen eines Zitates aus dem Kommunistischen Manifest verurteilt werden sollte, wies der Verteidiger darauf hin, dass das Kommunistische Manifest doch jedem Gebildeten und wahrscheinlich auch dem Herrn Vorsitzenden bekannt sei. Dieser famose Richter wurde darauf sehr erregt und verbat sich die Bemerkung mit den Worten, solche Bücher lese er nicht! Dieselben Leute aber verhängen Zuchthausurteile in weltbewegenden Fragen, von denen sie nicht einmal das ABC verstehen!“

Im März 1922 kehrte Ernst Ruben nach Berlin zurück. Dort übernahm er bis 1923 neben seinem Richteramt in einer Zivilkammer des Landgerichts den Vorsitz des Schlichtungsausschusses für Groß-Berlin. Ab 1923 fungierte er als richterlicher Beisitzer beim Reichsversorgungsgericht. Außerdem setzte er sich für ein neues soziales Mietrecht ein. Politisch engagierte sich Ruben jetzt auch im Republikanischen Richterbund und in der Vereinigung Sozialdemokratischer Juristen (für die er zeitweise die Zeitschrift „Recht und Sozialismus“ herausgab). Im Justizdienst fühlte er sich hingegen nicht richtig wohl. Für diese Annahme sprechen die dienstlichen Beurteilungen, in denen ihm wiederholt mangelnde Sorgfalt bescheinigt wurde. 

Eine Chance aus dem traditionellen Justizbetrieb auszubrechen bot sich für Ernst Ruben 1927 mit der Einrichtung der Arbeitsgerichte. Er bewarb sich um eine Stelle am Landesarbeitsgericht Berlin. Der Kammergerichtspräsident verfasste aus diesem Anlass einen besonderen Personal- und Befähigungsnachweis. Dort hielt er mit Bezugnahme auf Rubens Tätigkeit als Vorsitzender des Schlichtungsausschusses für Groß-Berlin fest: „In dieser Tätigkeit hat er nach seiner Angabe insgesamt etwa 400–500 Tarifverhandlungen geführt und das Vertrauen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in gleicher Weise genossen; er betont, dass ihm die Schlichtungstätigkeit besonders liege … Demnach besitzt Ruben in einem Umfange wie wenige Richter Erfahrung auf arbeitsrechtlichem Gebiete, und ich glaube, dass diese Tatsache die Bedenken aus unsorgfältiger Arbeitsweise zurücktreten lassen, zumal da ich nach meinem Urteil über die Persönlichkeit Rubens annehme, dass die bei ihm beobachteten Mängel wesentlich auf geringes Interesse an der Tätigkeit als Beisitzer in einer Zivilkammer beruhen und verschwinden, wenn er die ihn besonders interessierende Tätigkeit am Landesarbeitsgericht ausüben würde. Die Übernahme des Vorsitzes in einem Arbeitsgericht hat Ruben abgelehnt.“
 Warum Ruben ausschließlich eine Stelle am Landesarbeitsgericht wollte, muss nach der Quellenlage offen bleiben. Mit seiner Bewerbung hatte er jedenfalls Erfolg. Zum 1. Juli 1927 wurde er zum stellvertretenden Vorsitzenden am Landesarbeitsgericht Berlin berufen.
 Zum 1. Januar 1928 wurde er zum Landgerichtsdirektor befördert und bald darauf zum hauptamtlichen Vorsitzenden beim Landesarbeitsgericht ernannt.
 

Ernst Ruben ging der neuen Tätigkeit am Landesarbeitsgericht offensichtlich mit großer Freude und Engagement nach. Ab dem Gerichtsjahr 1929/30 gab er als Privatperson das „Mitteilungsblatt für den Bezirk des Landesarbeitsgerichts Berlin“ heraus, in dem er für die interessierte Öffentlichkeit über den Geschäftsbetrieb und ausgewählte Urteile der Arbeitsgerichte informierte. Die Justizbehörden beobachteten diese Publikation, in der auch Interna wie Geschäftspläne und Vertretungsordnungen veröffentlicht wurden, mit Argwohn.
 Schließlich gab es für die Öffentlichkeitsarbeit eine eigene Pressestelle der Berliner Arbeitsgerichte. Aber das Justizministerium ließ Ernst Ruben gewähren und behielt sich nur die Prüfung des zur Veröffentlichung bestimmten amtlichen Materials vor. Ernst Ruben veröffentlichte auch andere Schriften zum Arbeitsrecht und zur Arbeitsgerichtsbarkeit. Eines dieser Bücher, das noch 1933 erscheinen konnte, richtete sich in erster Linie an die ehrenamtlichen Beisitzer in den Kammern der Arbeitsgerichte.
 Es gab diesen das Rüstzeug für ihre Mitwirkung in diesem besonderen Zweig der Gerichtsbarkeit. Wie sehr Ernst Ruben in seiner Tätigkeit am Landesarbeitsgericht aufging, zeigt die dienstliche Beurteilung von 1930. Von mangelnder Sorgfalt ist dort nicht mehr die Rede. Der Landgerichtspräsident stellte hingegen fest: „Landgerichtsdirektor Ruben hat sich als Vorsitzender einer Kammer des Landesarbeitsgerichts bewährt. Er arbeitet mit Fleiß und Sorgfalt. Seine Urteile sind erschöpfend, klar und gut begründet. Die Leistungen und Rechtskenntnisse sind voll befriedigend; als Herausgeber des Mitteilungsblattes für den Bezirk des Landesarbeitsgerichts Berlin beweist er seine Liebe zum Arbeitsrecht auch über den Rahmen des Berufslebens hinaus. Gesund. Führung tadellos.“
 

Am Ende der Weimarer Republik vollzog Ernst Ruben politisch einen Bruch. Im Herbst 1932 trat er aus der SPD aus, für die er sich seit 1919 so stark engagiert hatte. Seine Beweggründe sind leider nicht bekannt. Ruben blieb aber Mitglied im Republikanischen Richterbund.

Mit der Machtübernahme der Nationalsozialisten im Frühjahr 1933 änderte sich die Situation für Ernst Ruben sehr schnell. Ab dem 1. April 1933 wurde er als Jude zwangsweise vom Justizdienst beurlaubt.
 Nach den Bestimmungen des BBG, mit dem die jüdischen Beamten aus dem Staatsdienst gedrängt wurden, hätte er als „Altbeamter“ (mit fester Anstellung vor dem 1. August 1914) weiter im Dienst verbleiben können. Für die Nationalsozialisten war er aber nicht nur als Jude, sondern auch als „Marxist“ nicht tragbar. In seinem Fall griffen die Justizbehörden auf Paragraph 4 BBG zurück, der ein Berufsverbot bei „nationaler Unzuverlässigkeit“ vorsah. Als Beleg für „nationale Unzuverlässigkeit“ konnte die aktive Betätigung für die SPD oder andere politische Parteien sowie für republikanische Verbände gewertet werden. Diese „Tatbestände“ trafen im Fall von Ernst Ruben zu. Viele Hinweise auf sein politisches Engagement waren in seiner Personalakte dokumentiert. Außerdem fanden sich zwei Richter vom Kammergericht, die Auskunft über die Vorgänge in Essen, während der Novemberrevolution und über Ernst Rubens Rolle zu geben gewillt waren.
 Dies zeigt deutlich, wie sehr die „nationale Erhebung“ in Folge der nationalsozialistischen Machtübernahme auch eine Revanche für den Sturz der Monarchie und eine Abrechnung mit der revolutionären Bewegung von 1918/19 war. Das Berufsverbot gegen Ernst Ruben folgte dem bürokratischen Verfahren. Ruben wurde vom Kammergerichtspräsidenten von der in Aussicht genommenen Zwangsmaßnahme in Kenntnis gesetzt und zu einer Stellungnahme aufgefordert. Seine Ausführungen sind leider nicht überliefert. Danach verfasste der Kammergerichtspräsident einen Sonderbericht, in dem er die Ergebnisse seiner Ermittlungen zusammenfasste. Bei Ernst Ruben brachte er vor: „Der … Landgerichtsdirektor Ernst Ruben vom Landesarbeitsgericht Berlin war von Mitte des Jahres 1919 bis zum Herbst 1932 Mitglied der Sozialdemokratischen Partei und des Republikanischen Richterbundes. Er hat sich in dieser Zeit in erheblichem Umfange im Sinne der SPD politisch betätigt und darüber hinaus wiederholt in abträglicher Weise die Richter und die Richterschaft angegriffen … Nach seiner ganzen Persönlichkeit bietet Landgerichtsdirektor Ruben keine Gewähr dafür, dass er jederzeit für den nationalen Staat eintreten werde … Ich schlage daher vor, Landgerichtsdirektor Ruben vom Landesarbeitsgericht in Berlin gemäß § 4 des Gesetzes vom 7. April 1933 aus dem Justizdienst zu entlassen.“
 Das Justizministerium folgte dem Vorschlag des Kammergerichtspräsidenten. Am 21. Juli 1933 wurde Ernst Ruben aus dem Justizdienst entlassen. Seine bisherigen Dienstbezüge wurden ihm für drei Monate weiter gezahlt. Dann erhielt er sein „erdientes“ Ruhegehalt, das als „Strafpension“ nach Paragraph 4 BBG um 25 Prozent gekürzt wurde. Trotz der Zwangsbeurlaubung und der Entlassung setzte Ernst Ruben noch kurze Zeit seine publizistische Arbeit zur Arbeitsgerichtsbarkeit fort. Bis September 1933 gab er weiter sein „Mitteilungsblatt“ heraus, verzichtete aber ab Mai 1933 auf seine Nennung als Herausgeber.

Für die Jahre ab dem Berufsverbot 1933 liegen nur noch vereinzelte Informationen über Ernst Ruben vor. Mutmaßlich wegen der drastischen Verringerung des Einkommens
 musste er mit seiner Familie umziehen. Er gab die Wohnung am Hafenplatz (nahe dem Potsdamer Platz) auf. Spätestens ab 1935 wohnte er in der Eisenacher Straße in Berlin-Schöneberg. Im Adressbuch für 1935 ist hinter seinem Namen als Berufsangabe Wirtschaftsberater vermerkt, in den folgenden Jahren Landgerichtsdirektor a. D.

Ernst Ruben war seit 1926 in zweiter Ehe mit Johanna geb. Holtfreter verheiratet. Das Ehepaar hatte einen Sohn und eine Tochter. Seine Ehefrau galt nach den NS-Kriterien als „arisch“, die Ehe wegen der gemeinsamen Kinder als „privilegiert“. Damit war er von einigen der antijüdischen Maßnahmen ausgenommen und vor den 1941 beginnenden Deportationen geschützt. Er musste aber u. a. 1938 die besondere Kennkarte für Juden beantragen und ab September 1941 den Zwangsnamen Israel führen. Über das Ausmaß der alltäglichen Diskriminierungen und Schikanen, die Ernst Ruben und seine Familie erleiden mussten, gibt es keine genauen Informationen. Bekannt ist, dass ihm als Juden der Zutritt im Luftschutzkeller seines Wohnhauses verwehrt wurde. Er suchte daher bei Fliegeralarm den Bunker des Rathauses Schöneberg auf. Am 2. Januar 1944 stürzte er auf dem Hof des Hintereinganges des Rathauses und zog sich einen schweren Knöchelbruch zu. Was dann geschah, berichtete der Sohn 1950 aus der Erinnerung: „Nachdem er gestürzt war, ließ man ihn noch einige Zeit dort liegen. Nach dem Angriff wurde mein Vater … zum Auguste-Viktoria-Krankenhaus in Friedenau transportiert. Dort wurde er auch ausweislich des Stationsbuches 5-614/5721 in keiner Form behandelt und in dem Kellerraum, in dem er untergebracht war, auch nicht betreut, wie ich selbst bezeugen kann … In seiner Angst hatte mein Vater geäußert, er befürchte, dass man ihn als Juden umbringen werde, zumal sich bei seinen Papieren seine „J“-Kennkarte befand. Am 7.1.44 „evakuierte“ man ihn nach Eberswalde bei Berlin. Dort wurde der Fuß weder ausreichend behandelt, noch erhielt er ausreichende Nahrung. Erst am 13.1. legte man ausweislich des Prägestempels den Fuß in Gips, nachdem man angeblich wegen Apparatdefekt nicht in der Lage war, den Fuß zu röntgen. Mein Vater befand sich dort zeitweilig in einem solchen Trance-Zustand, der auf irgendwelche Injektionen zurückgeführt werden muss. Es erfolgte dann die Nachricht, dass er am 19.1.44 dort verstorben sei. Als Todesursache wurde auf der für die Krankenkasse bestimmten Sterbeurkunde „Knöchelbruch“ angegeben. Nach diesem Sachverhalt und nach den ganzen Umständen muss als höchstwahrscheinlich angenommen werden, dass mein Vater keines natürlichen Todes starb.“

Die genauen Umstände von Ernst Rubens Tod ließen sich trotz der Bemühungen seiner Ehefrau und seiner Kinder nicht mehr aufklären. 

� Diese und die folgenden Angaben nach: Schreiben von Ernst Ruben an den Preußischen Justizminister vom 01.03.1919 mit einem selbstverfassten Lebenslauf. Siehe auch: Reichshandbuch der deutschen Gesellschaft, Bd. 2, Berlin 1931, S. 1575.


� Zur juristischen Laufbahn siehe die Personalakte: Bundesarchiv, R 3001, Nr. 73.015-16.


� Siehe dazu die tabellarische Übersicht: Erste juristische Staatsprüfung, Hauptprüfung und Promotionen, Preußen 1841–1940. In: Tobias Sander: Jura. In: Volker Müller Benedict: Akademische Karrieren in Preußen und Deutschland 1850–1940. Datenhandbuch zur deutschen Bildungsgeschichte, Bd. VI. Göttingen 2008, S. 95–139, hier: S. 123. 1902 bestanden zwölf Examenskandidaten die Prüfung mit Auszeichnung, 220 Kandidaten erhielten die Note „gut“, 1.123 die Note „ausreichend“.


� Überblick zur Sozialisierungsbewegung bei: Eckart Reidegeld: Staatliche Sozialpolitik in Deutschland. Bd. II: Sozialpolitik in Demokratie und Diktatur. Wiesbaden 2006, S. 72–115.


� Eine Abschrift der Denkschrift befindet sich in der Personalakte: Bundesarchiv, R 3001, Nr.73.015, Bl. 6–22, eine Druckfassung im Besitz der Staatsbibliothek.


� Nachweisbar sind folgende Titel in der Reihe „Sozialdemokratische Flugschriften“, die in Braunschweig verlegt wurde: Zur Demokratisierung der Verfassung und Verwaltung, o. J. [1920], Der verfassungsrechtliche Zustand des Freistaats Braunschweig, 1921, Grundsätzliches zur Reform der Gemeindeverfassung, Braunschweig, o. J. [1922], 


� Zeitungsartikel aus der Freiheit vom 28.6.1921, Morgenausgabe, Nr. 295. In: Bundesarchiv, R 3001, Nr. 73.015, Bl. 131.


� Personal- und Befähigungsnachweisung vom 12.5.1927, gez. Kammergerichtspräsident Tigges. In: Bundesarchiv, R 3001, Nr. 73.015, ohne Blattzählung.


� Terminkalender für preußische Justizbeamte, Teil 2, 74. Jg. / 1928 (mit Stand vom 1. September 1927).


� Terminkalender für preußische Justizbeamte, Teil 2, 75. Jg. / 1929 (mit Stand vom 1. September 1928).


� Siehe dazu: Bundesarchiv, R 3001, Nr. 73.015, Bl. 146f.


� Ernst Ruben: Das Amt des Arbeitsrichters, Landesarbeitsrichters und Reichsarbeitsrichters. Zugleich ein Handbuch für die Arbeitsgerichtsverwaltung im Reich und den einzelnen Ländern. Berlin 1933.


� Dienstliche Beurteilung des Präsidenten des Landgerichts I von 1930 (o. D.). In: Bundesarchiv, R 3001, Nr. 73.015, ohne Blattzählung. Eine spätere dienstliche Beurteilung liegt nicht vor.


� Kammergerichtsbezirk Berlin. Verzeichnis der wegen ihrer nichtarischen Abkunft beurlaubten Beamten. (ohne Datum). In: Geheimes Staatsarchiv, Rep. 84a, Nr. 20.355, Bl. 15–22, hier: Bl. 16.


� Siehe: Geheimes Staatsarchiv, Rep. 84a, 20.356, Bl. 59.


� Geheimes Staatsarchiv, Rep. 84a, Nr. 20.356, Bl. 60, Sonderbericht des Kammergerichts�präsidenten, gez. Hölscher, betr. den Landgerichtsdirektor Ernst Ruben vom Landesarbeitsgericht Berlin, an den Preußischen Justizminister vom 11.07.1933.


� Sein Diensteinkommen als Landgerichtsdirektor betrug rund 11.700 RM, das reduzierte Ruhegehalt nur knapp 6.400 RM (plus ggf. Ortszuschlag und Kinderbeihilfe) statt rund 8.600 RM. Siehe: Bundesarchiv, R 3001, Nr. 73.015, Bl. 153.


� Schreiben des Sohnes E. Ruben an Gerda Boeckh vom 03.03.1950. In: Entschädigungsbehörde Berlin, Nr. 26.460, Bl. A 2. 





